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Artikel 2 
Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2020 in Kraft. 

Düsseldorf, den 28. November 2019 

Der Minister der Justiz 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Peter B i e s e n b a c h 

320 

- GV. NRW. 2019 S. 910 

Fünfte Verordnung 
zur Änderung der eAkten-Verordnung 

Verwaltungsgerichtsbarkeit 
Vom 28. November 2019 

Auf Grund des§ 55 b Absatz 1 Satz 2, 3, 4 und 5 der Ver­
waltungsgerichtsordnung in der Fassung der Bekannt­
machung vom 19. März 1991 (BGBl. I S. 686), der durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 22. März 2005 (BGBl. I 
S. 837) eingefügt worden ist, und von denen Satz 5 durch 
Artikel 20 des Gesetzes vom 5. Juli 2017 (BGBl. I 
S. 2208) geändert worden ist, sowie in Verbindung mit 
§ 1 Absatz 2 des Justizgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 
26. Januar 2010 (GV. NRW. S. 30), der durch Gesetz vom 
12. Juli 2019 (GV. NRW. S. 364) geändert worden ist, ver­
ordnet das Ministerium der Justiz: 

Artikel 1 

Die Anlage der eAkten-Verordnung Verwaltungsgerichts­
barkeit vom 9. März 2017 (GV. NRW. S. 343), die zuletzt 
durch Verordnung vom 6. August 2019 (GV. NRW. S. 535) 
geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

„Anlage 

Nr. Gericht 
1 Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-

Westfalen 
2 Verwaltungsgericht Minden 
3 Verwaltungsgericht Arnsberg 

4 Verwaltungsgericht Köln 
5 Verwaltungsgericht Düsseldorf 

Artikel 2 
Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2020 in Kraft. 

Düsseldorf, den 28. November 2019 

Der Minister der Justiz 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Peter B i e s e n b a c h 

- GV. NRW. 2019 S . 911 

7126 

Umsetzungsgesetz 
zum Dritten Staatsvertrag zur Änderung 

des Glücksspielstaatsvertrages 
in Nordrhein-Westfalen 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

U msetzungsg~_setz 
zum Dritten Staatsvertrag zur Anderung des Glücks­

spielstaatsvertrages in Nordrhein-Westfalen 

Vom 3. Dezember 2019 

Artikel 1 
Bekanntmachung des Dritten Staatsvertrages zur Ände-

rung des Glücksspielstaatsvertrages Zustimmung 

Dem am 18. April 2019 unterzeichneten Dritten Staats­
vertrag zur Anderung des Glücksspielstaatsvertrages 
zwischen dem Land Baden-Württemberg, dem Freistaat 
Bayern, dem Land Berlin, dem Land Brandenburg, der 
Freien Hansestadt Bremen, der Freien und Hansestadt 
Hamburg, dem Land Hessen, dem Land Mecklenburg­
Vorpommern, dem Land Niedersachsen , dem Land Nord­
rhein-Westfalen, dem Land Rheinland-Pfalz, dem Saar­
land, dem Frei-staat Sachsen, dem Land Sachsen-An­
halt, dem Land Schleswig-Holstein und dem Freistaat 
Thür_ingen wird zugestimmt. Der Dritte Staatsvertrag 
zur Anderung des Glücksspielstaatsvertrages wird nach­
stehend als Anlage 1 veröffentlicht. 

Artikel 2 
Erstes Gesetz zur Änderung des Ausführungsgesetzes 

NRW Glücksspielstaatsvertrag 

Das Ausführungsgesetz NRW Glücksspielstaatsvertrag 
vom 13. November 2012 (GV. NRW. S . 524) , das durch Ar­
tikel 4 des Gesetzes vom 17. Mai 2018 (GV. NRW. S . 244) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „im Sinne 
des § 33 i Gewerbeordnung in der Fassung der Be­
kanntmachung von 22. Februar 1999 (BGBl. I 
S. 202), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Ge­
setzes vom 15. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2714)" 
durch die Wörter ,,, das ausschließlich oder über­
wiegend der Aufstellung von Spielgeräten oder 
der Veranstaltung anderer Spiele im Sinne des 
§ 33 c Absatz 1 Satz 1 oder des § 33 d Absatz 1 
Satz 1 der Gewerbeordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. Februar 1999 (BGBl. I 
S. 202) , die zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 29. November 2018 (BGBl. I S. 2666) geän­
dert worden ist, dient" ersetzt. 

b) Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 

,, (6) Die Erlaubnis für den Betrieb einer Annah­
mestelle darf nur erteilt werden, wenn die Räum­
lichkeiten nach ihrer Lage, Beschaffenheit, Aus­
stattung und Einteilung den Zielen des § 1 des 
Glücksspielstaatsvertrages nicht entgegenstehen. 
In Spielbanken, Spielhallen und allen dazu gehö­
renden Flächen oder in ähnlichen Unternehmen, 
die ausschließlich oder überwiegend der Aufstel­
lung von Spielgeräten oder der Veranstaltung von 
anderen Spielen im Sinne des § 33 c Absatz 1 
Satz 1 oder des § 33 d Absatz 1 Satz 1 der Gewer­
beordnung dienen, sowie in Gaststätten darf eine 
Annah-mestelle nicht betrieben werden. Gleiches 
gilt für andere Räumlichkeiten, in denen Geld­
oder Warenspielgeräte mit Gewinnmöglichkeit 
bereitgehalten werden." 

c) Folgender Absatz 7 wird angefügt: 

,, (7) Annahmestellen sollen zueinander einen 
Mindestabstand von 200 Meter Luftlinie nicht 
unterschreiten. Im Falle einer Unterschreitung ist 
für die Erteilung einer Erlaubnis der Nachweis 
der Erforderlichkeit anhand der prognostizierten 
Kundenströme und der übrigen Versorgung des 
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Einzugsgebietes mit öffentlichem Glücksspiel zu 
erbringen. Im Fall von Unterschreitungen des 
Mindestabstands zu öffentlichen Schulen und 
Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe von 
200 Metern sind zusätzlich Vorkehrungen zur Ver­
meidung von Anreizwirkungen auf Kinder- und 
Jugendliche zu treffen. Für Annahmestellen, in 
denen die Wettvermittlung nach § 13 b nicht über 
das gemeinsame Sportwettangebot der Veranstal­
ter nach § 10 Absatz 2 des Glücksspielstaatsver­
trags hinausgeht, gelten die Abstandregelungen 
des § 13 Absatz 4 nicht." 

2. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

,, Dokumente, die zur Sperre geführt haben, dür­
fen unbeschadet von § 23 Absatz 1 Satz 3 des 
Glücksspielstaatsvertrages auch bei der Veran­
stalterin oder dem Veranstalter gemäß Satz 1 oder 
2 gespeichert werden, soweit dies zur Erfüllung 
ihrer Pflichten hinsichtlich der Aufhebung der 
Sperre erforderlich ist." 

b) Dem Absatz 3 werden die folgenden Sätze ange­
fügt: 

„Gleiches gilt für Vermittlerinnen oder Vermittler 
von Sportwetten. Zu diesem Zweck übermitteln 
sie die bei ihnen eingereichten Anträge auf 
Selbstsperre unverzüglich an die Veranstalterin 
oder den Veranstalter der Sportwette." 

c) In Absatz 6 werden die Wörter ,,§ 34 Bundesda­
tenschutzgesetz" durch die Wörter „der Daten­
schutz-Grundverordnung" ersetzt. 

3. § 13 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 13 
Erlaubnis von Wettvermittlungsstellen 

(1) Sportwetten sind Wetten zu festen Quoten mit Vo­
raussagen auf den Ausgang von Sportereignissen 
oder Abschnitten von Sportereignissen. Im Rahmen 
der befristeten Experimentierklausel nach § 10 a Ab­
satz 1 des Glücksspielstaatsvertrags bedürfen ihre 
Veranstaltung und Vermittlung einer Konzession 
nach § 10 a Absatz 2 des Glücksspielstaatsvertrags, 
die von der nach § 9a Absatz 2 Nummer 3 des 
Glücksspielstaatsvertrags zuständigen Behörde und 
nach den Vorschriften dieses Gesetzes erteilt wird. 

(2) Eine Wettvermittlungsstelle betreibt, wer mit be­
hördlicher Erlaubnis (§ 4) für eine Konzessionsneh­
merin oder einen Konzessionsnehmer nach § 10 a Ab­
satz 5 des Glücksspielstaatsvertrags ausschließlich 
Sportwetten in Nordrhein-Westfalen in dafür be­
stimmten Geschäftsräumen als Hauptgeschäft ver­
mittelt. Eine Vermittlung im Nebengeschäft ist unzu­
lässig. Der Antrag auf Erteilung einer Erlaubnis zum 
Betreiben einer Wettvermittlungsstelle kann nur von 
einer Konzessionsnehmerin oder einem Konzessions­
nehmer für die Betreiberin oder den Betreiber ge­
stellt werden. Sie oder er trägt die Gewähr dafür, 
dass die Betreiberin oder der Betreiber die im An­
tragverfahren zu berücksichtigenden gesetzlichen 
Anforderungen für den Betrieb einer Wettvermitt­
lungsstelle erfüllt. Die Erlaubnis ist zu befristen und 
wird längstens bis zum 30. Juni 2024 erteilt. Bei einer 
vorzeitigen Beendigung der Erprobungsphase nach 
der Experimentierklausel gemäß § 10a Absatz 1 
Satz 2 des Glücksspielstaatsvertrags erlischt die Er­
laubnis. Die Genehmigung darf nur erteilt werden, 
wenn die Geschäftsräume nach ihrer Lage, Beschaf­
fenheit und Ausstattung den Zielen des § 1 des 
Glücksspielstaatsvertrags nicht entgegenstehen. Die 
Vermittlung der Angebote für mehrere Konzessions­
nehmerinnen oder Konzessionsnehmer oder die Ver­
mittlung oder Veranstaltung sonstiger öffentlicher 
Glücksspiele ist nicht zulässig. Die Erlaubnis zur 
Vermittlung von Sportwetten darf nicht veräußert 
oder zur Nutzung auf Dritte übertragen werden. 
Eine Unterverpachtung ist verboten. 

(3) In einer Wettvermittlungsstelle und allen dazu 
gehörenden Flächen dürfen ausschließlich die in der 
Konzession zugelassenen Sportwetten von der Kon-

zessionsnehmerin oder dem Konzessionsnehmer ver­
mittelt werden. Der Abschluss und die Vermittlung 
von Pferdewetten ist zulässig; die übrigen gesetzli­
chen Voraussetzungen für den Abschluss und die Ver­
mittlung von Pferdewetten bleiben unberührt. 

(4) Zu anderen Wettvermittlungsstellen soll ein Min­
destabstand von 350 Metern Luftlinie nicht unter­
schritten werden. Die Wettvermittlungsstelle soll 
nicht in räumlicher Nähe zu öffentlichen Schulen 
und Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe be­
trieben werden. Dabei soll regelmäßig der Mindest­
abstand von Satz 1 zu Grunde gelegt werden. Die für 
die Erlaubnis zuständige Behörde darf unter Be­
rücksichtigung der örtlichen Verhältnisse im Umfeld 
des jeweiligen Standortes im Einzelfall von der Maß­
gabe zum Mindestabstand abweichen. Bauplanungs­
rechtliche Anforderungen bleiben unberührt. 

(5) Eine Vermittlung von Sportwetten in anderen 
ortsgebundenen Stellen als in Wettvermittlungsstel­
len insbesondere auch an mobilen Ständen oder 
durch Verkaufspersonal außerhalb der Geschäfts­
räume, ist verboten. Eine verbotene Vermittlung im 
Sinne des Satzes 1 stellt jede Tätigkeit dar, die dar­
auf ausgerichtet ist, eine Wettkontoeröffnung zu be­
wirken. Das Aufstellen von Wettterminals außerhalb 
von Wettvermittlungsstellen im Sinne von Absatz 2 
ist verboten. Des Weiteren ist die Vermittlung von 
Sportwetten auf oder unmittelbar vor Sportanlagen 
oder sonstigen Einrichtungen, die regelmäßig für 
sportliche Veranstaltungen genutzt werden, verboten. 
Ebenfalls unzulässig ist die Wettvermittlung in 
Spielbanken, Spielhallen und allen dazu gehörenden 
Flächen oder in ähnlichen Unternehmen, die aus­
schließlich oder überwiegend der Aufstellung von 
Spielgeräten oder der Veranstaltung von anderen 
Spielen im Sinne des § 33 c Absatz 1 Satz 1 oder des 
§ 33 d Absatz 1 Satz 1 der Gewerbeordnung dienen. 
In Gaststätten und gastronomieähnlichen Räumen 
darf eine Wettvermittlungsstelle nicht betrieben wer­
den. Gleiches gilt für andere Räumlichkeiten, in de­
nen Geld- oder Warenspielgeräte mit Gewinnmög­
lichkeit bereitgehalten werden. 

(6) Zur Einhaltung der Jugendschutzanforderungen 
nach § 4 Absatz 3 des Glücksspiel-staatsvertrags und 
zum Ausschluss gesperrter Spieler ist eine lückenlose 
und ständige Zutrittskontrolle sicherzustellen. § 21 
Absatz 5 des Glücksspielstaatsvertrags bleibt unbe­
rührt. 

(7) Die Genehmigungsbehörde kann im Rahmen ih­
rer Aufsichtstätigkeit nach § 9 Absatz 1 Nummer 1 
des Glücksspielstaatsvertrags alle Unterlagen einse­
hen, die im Rahmen der Wettvermittlung in der Wett­
vermittlungsstelle erstellt wurden, soweit dies zur 
Aufgabenerfüllung erforderlich ist. Hierzu zählen 
insbesondere Unterlagen über getätigte Spielein­
sätze, ausgezahlte Gewinne, Belege über Ein- und 
Auszahlungen, Bewegungen auf den Spielerkonten 
und Wettscheine. Diese Unterlagen sind zwei Jahre 
aufzubewahren. 

(8) Die Vermittlerinnen und Vermittler sind verpflich­
tet, die von der Konzessionsnehme-rin oder dem 
Konzessionsnehmer angebotenen und für die Spiele­
rinnen und Spieler vor-gehaltenen Spielerkonten zu 
nutzen, um einen medienbruchfreien Austausch der 
Daten, die die Spielerinnen und Spieler betreffen, zu 
gewährleisten. Auf Verlangen der Spielerin oder des 
Spielers müssen dieser oder diesem Ausdrucke über 
die Zahlungsvorgänge auf dem Konto zur Verfügung 
gestellt werden oder in elektronischer Form übermit­
telt wer-den. Spielerkonten und Software, die im 
Rahmen der geldwäscherechtlichen Verpflichtungen 
erstellt und genutzt werden, können gleichzeitig zur 
glücksspielrechtlichen Aufgabenerfüllungen ver­
wandt werden, soweit die Anforderungen deckungs­
gleich sind. 

(9) Die Betreiberin oder der Betreiber einer Wettver­
mittlungsstelle ist verpflichtet, ein So-zialkonzept 
nach § 6 des Glücksspielstaatsvertrages zu entwi­
ckeln und regelmäßig zu überarbeiten. Das Personal 
ist regelmäßig zu schulen. 
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(10) Die Vermittlerin oder der Vermittler trägt die Ge­
währ dafür, dass in Wettvermittlungs-stellen in Auf­
gabenbereichen, die in direktem Zusammenhang mit 
dem Spielbetrieb stehen, nur Personen beschäftigt 
werden, die zuverlässig und geschult im Sinne des 
Glücksspielrechts und des Gewerberechts sind. 

(11) Die Vorschriften dieses Gesetzes sind entspre­
chend auf Konzessionsnehmerinnen oder Konzessi­
onsnehmer anzuwenden, die ohne Zwischenschal­
tung einer Wettvermittle-rin oder eines Wettvermitt­
lers die in der Konzession genehmigten Wetten 
ortsgebunden eigenständig anbieten. 

(12) Der Betreiberin oder dem Betreiber von Wettver­
mittlungsstellen und dem von diesen eingesetzten 
Personal ist es verboten, Spielerinnen oder Spieler 
dazu zu animieren, Wet-ten abzuschließen oder be­
stehende Spielerkonten nicht zu kündigen. Die Ver­
mittlerin oder der Vermittler hat die Einhaltung des 
Verbotes durch geeignete Maßnahmen zu überwa­
chen. 

(13) Ist die Einhaltung des Mindestabstands nach 
Absatz 4 nur dadurch zu erreichen, dass mindestens 
ein konkurrierender Antragsteller seine Standort­
auswahl ändert, darf die Genehmigungsbehörde zur 
Auflösung der Konkurrenzsituation die Auswahl 
durch Losentscheid vornehmen, sofern die konkur­
rierenden Antragsteller keine Einigung erzielen 
konnten und keine zwingenden rechtlichen Gründe 
eine andere Auswahlentscheidung gebieten. Die nä­
heren Einzelheiten zum Losentscheid werden in ei­
ner Rechtsverordnung geregelt. 

(14) Wettvermittlungsstellen, die am 22. Mai 2019 be­
standen haben und zu diesem Zeitpunkt über eine 
bestandskräftige Baugenehmigung verfügt haben, 
gelten als mit dem Mindestabstand zu anderen Wett­
vermittlungsstellen des Absatzes 4 Satz 1 übergangs­
weise bis zum 30 . Juni 2022 vereinbar." 

4. Nach § 13 werden die folgenden §§ 13 a und 13 b ein­
gefügt: 

,,§ 13a 
Gestaltung, Einrichtung und Betrieb 

von Wettvermittlungsstellen 

(1) Zur Kriminalitäts- und Suchtprävention ist die 
Wettvermittlungsstelle so zu gestalten, dass sie gut 
einsehbar ist. Das Anbringen oder Aufstellen von 
Sichtschutz ist verboten; das Verkleben und das Be­
kleben von Glasscheiben gilt als Sichtschutz, soweit 
dadurch die Einsehbarkeit nicht nur unwesentlich 
erschwert wird. Von der äußeren Gestaltung der 
Wettvermittlungsstelle darf keine Werbung für den 
Wettbetrieb oder die angebotenen Wetten ausgehen. 
Es darf kein zusätzlicher Anreiz für den Wettbetrieb 
durch eine besonders auffällige äußere Gestaltung 
geschaffen werden. 

(2) In allen zu einer Wettvermittlungsstelle gehören­
den Flächen, über die die Betreiberin oder der Be­
treiber die unmittelbare Verfügungsgewalt ausübt, 
einschließlich des Eingangsbereichs, sind verboten 

1. das Aufstellen, Bereithalten oder die Duldung von 
technischen Geräten zur Bargeldabhebung, insbe­
sondere EC- oder Kreditkartenautomaten, 

2. Zahlungsdienste nach § 1 Absatz 1 Satz 2 und 
Zahlungsvorgänge im Sinne des § 2 Absatz 1 
Nummer 4, 6 und 10 des Zahlungsdiensteauf­
sichtsgesetzes vom 17. Juli 2017 (BGBl. I S. 2446), 
das durch Artikel 9 des Gesetzes vom 25. März 
2019 (BGBl. I S. 357) geändert worden ist, 

3. Selbstbedienungsterminals, bei denen ein Wett­
vorgang anonym durch direkte Zahlung am Ter­
minal abgeschlossen werden kann, ohne dass es 
einer Kontrolle durch die Vermittlerin oder den 
Vermittler oder deren oder dessen Personals be­
darf oder ohne dass die Wette durch Nutzung ei­
ner Spielerkarte unmittelbar auf einem Spieler­
konto registriert wird, sowie das Aufstellen von 
Geld- oder Warenspielgeräten mit Gewinnmög­
lichkeit, 

4. der Vertrieb von Waren und die Erbringung von 
anderen Dienstleistungen mit Ausnahme der Ein­
räumung der Möglichkeit, Bild- oder Tonübertra­
gungen von Sportereignissen in der Wettvermitt­
lungsstelle zu verfolgen, sofern dies dem Zweck 
dient, einen Anreiz zur Abgabe von Wetten in der 
Wettvermittlungsstelle zu schaffen, 

5. jegliche Art von Vergünstigungen, die einen An­
reiz zum Wetten bieten sollen, insbesondere die 
unentgeltliche Abgabe von Speisen und Geträn­
ken oder die Abgabe unter dem Einkaufspreis, 

6. der Ausschank, Konsum oder Verkauf von alkoho­
lischen Getränken und 

7. die Gewährung von Krediten, Stundungen oder 
vergleichbaren Zahlungserleichterungen durch 
die Konzessionsnehmerin oder den Konzessions­
nehmer, die Vermittlerin oder den Vermittler oder 
deren oder dessen Bedienstete an Spielerinnen 
oder Spieler. 

§ 13b 
Wettvermittlung in Annahmestellen 

(1) Ist eine Veranstalterin oder ein Veranstalter nach 
§ 3 Absatz 1 Konzessionsnehmerin oder Konzessi­
onsnehmer, kann zur Gewährleistung des staatlichen 
Sportwettangebotes während der Experimentier­
phase die Sportwettvermittlung für sie oder ihn auch 
über Annahmestellen nach § 5 erfolgen. Die Vermitt­
lung von Sportwetten in einer Annahmestelle bedarf 
einer gesonderten Erlaubnis. Sportwetten, die wäh­
rend eines laufenden Sportereignisses nach § 21 Ab­
satz 4 Satz 3 des Glücksspielstaatsvertrags zugelas­
sen sind, dürfen in Annahmestellen nicht vermittelt 
werden. 

(2) Die Erlaubnis darf nur erteilt werden, wenn eine 
Erlaubnis nach § 5 vorliegt. Die Erlaubnis wird be­
fristet erteilt, längstens bis zum 30. Juni 2024. Beiei­
ner vorzeitigen Beendigung der Erprobungsphase 
nach der Experimentierklausel gemäß § 10a Ab­
satz 1 Satz 2 des Glücksspielstaatsvertrags erlischt 
die Erlaubnis. Sie erlischt auch, wenn die Erlaubnis 
nach § 5 aufgehoben wird oder erlischt. Die Regelun­
gen zum Betrieb der Annahmestellen in der Erlaub­
nis nach § 5 gelten, einschließlich der erhöhten An­
forderungen an den Spieler- und Jugendschutz bei 
der Vermittlung von Sportwetten, entsprechend. Die 
äußere Gestaltung, die Einrichtung und der Betrieb 
der Annahmestelle dürfen durch die Sportwettver­
mittlung nach ihrem Wesen und Gesamtbild nicht 
verändert werden. Insbesondere dürfen keine Moni­
tore angebracht werden, mit deren Hilfe Wettveran­
staltungen verfolgt werden können oder Sitz- oder 
Stehgelegenheiten geschaffen werden, die zum län­
geren Verweilen in der Annahmestelle einladen. Die 
Aufstellung von Wettterminals ist untersagt. Zulässig 
sind Spielvorbereitungsterminals, mit deren Hilfe 
Spielscheine lediglich vorausgefüllt werden können. 
Die Wettvermittlung nach § 13 Absatz 2 Satz 1 ist in 
der Annahmestelle verboten." 

5. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

,, Ein Unternehmen ist trotz anderslautender An­
zeige nach § 14 Absatz 1 Satz 1 der Gewerbeord­
nung und Bestätigung nach§ 33c Absatz 3 Satz 1 
der Gewerbeordnung auch dann als Spielballe im 
Sinne des Satzes 1 anzusehen, wenn auf Grund 
einer Gesamtschau der objektiven Betriebsmerk­
male folgende äußerlich erkennbare Merkmale 
vorliegen: 

1. die Art und der Umfang der angebotenen Ne­
benleistung spielen im Vergleich zum Umfang 
des angebotenen Spielbetriebes und im Hin­
blick auf die Ausgestaltung und Größe der Be­
triebsstätte eine erkennbar untergeordnete 
Rolle oder 

2. Umsätze werden ausschließlich oder überwie­
gend aus der Aufstellung von Geldspielgeräten 
generiert." 
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b) Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 wird das Wort „oder" am Ende 
gestrichen. 

bb) Nach der Nummer 1 werden die folgenden 
Nummern 2 bis 4 eingefügt: 

„2. die in § 33 c Absatz 2 Nummer 1 oder 
§ 33 d Absatz 3 der Gewerbeordnung ge­
nannten Voraussetzungen vorliegen, 

3. die zum Betrieb des Gewerbes bestimmten Räume 
wegen ihrer Beschaffenheit oder Lage den poli­
zeilichen Anforderungen nicht genügen, 

4. der Betrieb des Gewerbes eine Gefährdung der 
Jugend, eine übermäßige Ausnutzung des Spiel­
triebs, schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes oder sonst 
eine nicht zumutbare Belästigung der Allgemein­
heit, der Nachbarn oder einer im öffentlichen In­
teresse bestehenden Einrichtung befürchten lässt 
oder". 

cc) Die bisherige Nummer 2 wird Nummer 5. 

c) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

aa) In dem Satzteil vor Nummer 1 werden nach 
dem Wort „Spielballe" die Wörter ,,, ein­
schließlich aller zu dieser gehörenden Flä­
chen, über die die Betreiberin oder der Be­
treiber die unmittelbare Verfügungsgewalt 
ausübt, einschließlich des Eingangsbereichs," 
eingefügt. 

bb) In Nummer 3 werden die Wörter ,,§ 1 Ab­
satz 2 und Zahlungsvorgänge im Sinne des 
§ 1 Absatz 10 Nummern 2, 4, 6, 9, 10 und 11 
des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz vom 25. 
Juni 2009 (BGBl. I S. 1506), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 Absatz 74 des Gesetzes vom 
22. Dezember 2011 (BGBl. I S. 3044), in der 
jeweils geltenden Fassung" durch die Wörter 
,,§ 1 Absatz 1 Satz 2 und Zahlungsvorgänge 
im Sinne des § 2 Absatz 1 Nummer 4, 6 und 
10 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes" er­
setzt. 

6. In § 17 Satz 1 werden nach dem Wort „Spielhallen" 
die Wörter „und Wettvermittlungsstellen" eingefügt. 

7. § 19 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 4 werden nach dem Wort „Erlaubnis" die 
Wörter „oder eine Untersagungsverfügung" ein­
gefügt. 

b) Folgender Satz wird angefügt: 

„Es kann die Befugnis zur Ermächtigung auch 
auf andere Behörden übertragen." 

8. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

,, Zur Erfüllung ihrer Aufgaben kann die zustän­
dige Aufsichtsbehörde Testkäufe oder Testspiele 
durchführen, die nicht als Maßnahmen der 
Glücksspielaufsicht erkennbar sind." 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „hierfür" 
die Wörter „sowie die unerlaubte Werbung 
für erlaubtes Glücksspiel" eingefügt. 

bb) In Satz 2 wird nach dem Wort „Absatz" die 
Angabe „2" durch die Angabe „3" ersetzt. 

9. § 21 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden nach dem Wort „Über­
leitungsvorschrift" die Wörter ,,, Anwendung von 
Bundesrecht, Einschränkung von Grundrechten" 
angefügt. 

b) Absatz 1 wird aufgehoben. 

c) Absatz 2 wird Absatz 1 und die Wörter „nach Ab­
satz l" werden durch die Wörter ,,, die staatlich 
veranstaltet werden," ersetzt. 

d) Absatz 3 wird durch die folgenden Absätze 2 und 
3 ersetzt: 

,,(2) Dieses Gesetz ersetzt im Land Nor_drhein­
Westfalen § 33 i der Gewerbeordnung. Im Ubrigen 
finden die Gewerbeordnung und die auf Grund­
lage der Gewerbeordnung erlassenen Vorschriften 
in der jeweils geltenden Fassung weiterhin An­
wendung, soweit nicht in diesem Gesetz abwei­
chende Bestimmungen getroffen worden sind. 

(3) Durch dieses Gesetz oder auf Grund dieses Ge­
setzes können die Grundrechte auf Berufsfreiheit 
(Artikel 12 des Grundgesetzes), auf Unverletzlichkeit 
der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) und auf 
Gewährleistung des Eigentums (Artikel 14 des 
Grundgesetzes) eingeschränkt werden." 

10. § 22 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 wird das Wort „Zahl" durch die 
Wörter „die Art und Umfang" ersetzt und nach 
dem Wort „Geschäftsraumes," werden die Wörter 
„das Erlaubnisverfahren, die Befristung und das 
Erlöschen der Erlaubnis," eingefügt. 

b) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

,,3 . die Art der Begrenzung der Zahl der Wettver­
mittlungsstellen," 

c) In Nummer 4 wird das Wort „und" durch ein 
Komma ersetzt. 

d) In Nummer 5 wird der Punkt am Ende durch ein 
Komma ersetzt. 

e) Folgende Nummern 6 bis 9 werden angefügt: 

,,6. die zur Durchführung dieses Gesetzes notwen­
digen Regelungen hinsichtlich der nach §§ 13, 
13 a und 13 b zulässigen Wettvermittlungsstel­
len, einschließlich der räumlichen Beschaffen­
heit und der Nutzung in den zur Wettannahme 
bestimmten Geschäftsräumen, dem Erlaubnis­
verfahren, der Erlaubnisvoraussetzungen zum 
Betrieb der Wettvermittlungsstelle, besonders 
im Hinblick auf das räumliche Zusammentref­
fen mit anderen gewerblichen Einrichtungen, 
sowie Anforderungen an ein Sozialkonzept, die 
zu nutzende Software, an das zu beschäfti­
gende Personal, die Schulungen und die Infor­
mationsmaterialien zur Vermeidung von Spiel­
sucht und nähere Vorgaben für zulässige Wett­
terminals und Spielvorbereitungsterminals, 

7. die Anforderungen an die Eröffnung, den Be­
trieb, die Sperre und die Rückabwicklung von 
Spielerkonten, die zu verwendende Software, 
die zu speichernden Daten, die Speicherdauer 
und die Datenschutzvorgaben, 

8. die Voraussetzungen, die Art und Weise und die 
Rechtsfolgen der nach § 11 und § 20 Absatz 1 
zulässigen Testkäufe und Testspiele und 

9. die Voraussetzungen, den Ablauf und das Ver­
fahren des nach § 13 Absatz 13 erforderlichen 
Losentscheids." 

11. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 17 werden die Wörter ,, § 1 Ab­
satz 2 und Zahlungsvorgänge im Sinne des 
§ 1 Absatz 10 Nummern 4, 6 und 10 des Zah­
lungsdienstaufsichtsgesetz vom 25. Juni 2009 
(BGBl. I S . 1506), zuletzt geändert durch Ar­
tikel 2 Absatz 74 des Gesetzes vom 22. De­
zember 2011 (BGBl. I S. 3044), in der jeweils 
geltenden Fassung" durch die Wörter ,,§ 1 
Absatz 1 Satz 2 und Zahlungsvorgänge im 
Sinne des § 2 Absatz 1 Nummer 4, 6 und 10 
des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes" er­
setzt. 

bb) Der Punkt am Ende von Nummer 18 wird 
durch ein Komma ersetzt. 
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cc) Die folgenden Nummern 19 bis 34 werden 
angefügt: 

,,19 . eine Wettvermittlungsstelle ohne die er­
forderliche Erlaubnis betreibt, 

20. entgegen § 13 Absatz 2 die Wettvermitt­
lungsstelle unterverpachtet oder für mehr 
als eine Konzessionsnehmerin oder einen 
Konzessionsnehmer Wetten vermittelt, 

21. entgegen § 13 Absatz 2 die Wettvermitt­
lung als Nebengeschäft betreibt, 

22. entgegen § 13 Absatz 5 in anderen ortsge­
bundenen Einrichtungen als in Wettver­
mittlungsstellen nach § 13 Absatz 2 und 
Annahmestellen nach § 13 b Absatz 1 
oder an mobilen Ständen oder durch Ver­
kaufspersonal außerhalb der Geschäfts­
räume, Wetten vermittelt, 

23. entgegen § 13 Absatz 6 keine lückenlose 
und ständige Zutrittskontrolle sicher­
stellt, 

24. die Vorgaben aus § 13 b Absatz 2 nicht be­
achtet, 

25. entgegen§ 13 a Absatz 1 gegen die Vorga­
ben zur äußeren Gestaltung der Wettver­
mittlungsstelle verstößt, 

26. entgegen§ 13 a Absatz 2 Nummer 1 und 2 
das Aufstellen, Bereithalten oder die Dul­
dung von technischen Geräten zur Bar­
geldabhebung, insbesondere EC- oder 
Kreditkartenautomaten sowie Zahlungs­
dienste nach § 1 Absatz 1 Satz 2 und 
Zahlungsvorgänge im Sinne des § 2 Ab­
satz 1 Nummer 4, 6 und 10 des Zahlungs­
diensteaufsichtsgesetzes zulässt, 

27. entgegen § 13 a Absatz 2 Nummer 3 
Selbstbedienungsterminals, bei denen ein 
Wettvorgang anonym durch direkte Zah­
lung am Terminal abgeschlossen werden 
kann, ohne dass es einer Kontrolle durch 
die Vermittlerin oder den Vermittler oder 
deren oder dessen Personals bedarf, auf­
stellt oder betreibt, 

28. entgegen § 13 a Absatz 2 Nummer 4 Wa­
ren vertreibt oder andere Dienstleistun­
gen erbringt, die dem Zweck dienen, ei­
nen Anreiz zur Abgabe von Wetten in der 
Wettvermittlungsstelle zu schaffen, 

29. entgegen dem Verbot aus § 13 a Absatz 2 
Nummer 5 Speisen und Getränke unent­
geltlich oder weit unter dem Einkaufs­
preis abgibt oder sonstige Vergünstigun­
gen an Spielerinnen und Spieler gewährt, 

30. ntgegen dem Verbot des § 13 a Absatz 2 
Nummer 6 alkoholhaltige Getränke aus­
schenkt oder verkauft, 

31. entgegen§ 13a Absatz 2 Nummer 7 Kre­
dite, Stundungen oder vergleichbare Zah­
lungserleichterungen an Spielerinnen 
oder Spieler vergibt, 

32. entgegen der Vorgaben nach diesem Ge­
setz oder nach den aufgrund dieses Ge­
setzes ergangenen Rechtsverordnungen 
Personen beschäftigt, die nicht die zur 
Tätigkeit in einer Wettvermittlungsstelle 
erforderliche Zuverlässigkeit oder vorge­
schriebene Schulungen besitzen, 

33. entgegen der Verpflichtung aus § 13 Ab­
satz 2 Satz 4 die Vermittlung durch Be­
treiberinnen oder Betreiber durchführen 
lässt, die nicht die zur Tätigkeit in einer 
Wettvermittlungsstelle erforderliche Zu­
verlässigkeit besitzen, oder 

34. gegen das Verbot aus § 13 Absatz 12 ver­
stößt." 

b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

,,(4) Zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne des 
§ 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes über Ord­
nungswidrigkeiten ist in den Fällen des Absat­
zes 1 

1. Nummer 1, 2, 6, 7, 8, 11, 12, 14 bis 18 und 20 bis 
34 im Rahmen eines Erlaubnisverfahrens die 
jeweils zuständige Erlaubnisbehörde, 

2. Nummer 1, 2 bei unerlaubtem Glücksspiel im 
Sinne des § 20 Absatz 2 die Bezirksregierung 
Düsseldorf, 

3. Nummer 3, 4, 5 und 13 die Bezirksregierung 
Düsseldorf, 

4. Nummer 9 das für Inneres zuständige Ministe­
rium, 

5. bei unerlaubtem Glücksspiel nach Nummer 1, 
2, 10, 11, 15, 19 und 22 die örtliche Ordnungs­
behörde und 

6. im Übrigen die örtliche Ordnungsbehörde." 

12. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden die Wörter „Fortgelten 
erteilter Erlaubnisse," gestrichen. 

b) Absatz 3 wird aufgehoben. 

c) Absatz 4 wird Absatz 3. 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

(1) Das Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. 

(2) Tritt der Glücksspielstaatsvertrag nach seinem § 35 
Absatz 2 mit Ablauf des 30. Juni 2021 außer Kraft, gilt 
sein Inhalt bis zu einer neuen landesrechtlichen Rege­
lung in Nord-rhein-Westfalen als nordrhein-westfäli­
sches Landesrecht mit Ausnahme der Zuständigkeiten 
zum ländereinheitlichen und gebündelten Verfahren 
nach dem Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrag, die 
für das Gebiet des Landes Nordrhein-Westfalen auf das 
Land übergehen. Dies ist durch das für Inneres zustän­
dige Ministerium bis zum 1. September 2021 im Gesetz 
und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen 
bekannt zu geben. 

Düsseldorf, den 3. Dezember 2019 

(L. S.) 

Die Landesregierung 

Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Armin L a s c h e t 

Der Minister für Kinder, Familie , 
Flüchtlinge und Integration 

Dr. Joachim S t a m p 

Der Minister der Finanzen 

Zugleich für den Minister für Wirtschaft, 
Innovation, Digitalisierung und Energie 

Lutz L i e n e n k ä m p er 

Der Minister des Innern 

Herbert R e u 1 

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales 

Karl-Josef Laum an n 

Die Ministerin für Schule und Bildung 

Yvonne G e b a u e r 
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Die Ministerin für Heimat, Kommunales, Bau und 
Gleichstellung 

Ina S c h a r r e n b a c h 

Der Minister der Justiz 

Peter B i e s e n b a c h 

Der Minister für Verkehr 

Hendrik W ü s t 

Die Ministerin für Umwelt, Landwirtschaft, 
Natur- und Verbraucherschutz 

Ursula Heine n - E s s er 

Die Ministerin für Kultur und Wissenschaft 

Isabel Pfeif f er - Po e n s gen 

Der Minister für Bundes- und Europaangelegenheiten 
sowie Internationales 

Dr. Stephan H o 1 t h o ff - P f ö r t n e r 
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Anlage zu Artikel 1 

Dritter Staatsver1rag zur Änderung des Staatsvertrages zum 
Glücksspielwuen in Deutschland 

(Dritter Glücks.spieländerung.sstaatsvertrag - 3. Glü.ÄndStV) 

Das Land Baden-Württemberg, 
der Freistaat Bayern, 
das Land Berlin, 
das Land Brandenburg, 
die Freie Hansestadt Bremen, 
die Freie und Hansestadl Hamburg. 
das Land Hessen, 
das Land Mecklenburg.Vorpommern, 
das Land Niedersachsen, 
das Land Nordrhein-Westfalen. 
das land Rheinland-Pfalz, 
das Saarland. 
der Freistaat Sachsen. 
das Land Sachsen-Anhall, 
das Land Schleswig-Holstein und 
der Freistaat Thüringen 
(im Folgenden: die Länder genannt) 

schließen nacllstehenden Staatsvertrag: 

Artikel 1: Änc»rung des Glückssplelstaatsvertrages 

Der Staatsvertrag zum Glücksspielwesen in Deutschland in der Fassung des Ersten 

Staals'llertrages zur Änderung des Staatsvertrage-s 2Jum Glücksspietwesen in Deutschland 

vom 15. Dezember 2011 (Glücksspielstaatsvertrag • GlüStV) wird wie folgl geändert: 

1. § 4a wird wie folgt geändert 

a) In Absatz 1 Salz 1 werden die Wärt.er„ insbesondere im Rahmen eiFl8r zeitlich 

befristeten Experimenlierlclausel für Sportwstten," durch die Wörter Jm Rahmen der 

Experimentierklausel für Sportwetten nach§ 10a" ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe .Bekanntmacllung (§ 4b Absatz 1 )" durch das 

Wort .Konzession• ersetzt. 

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst 

.Die Zahl der Konze-ssionen wird für die Dauer der Experimentierphase nicht 

beschränkt." 
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2 .. § 4b wird wie folgt geänden: 

a) In der Überschrift werden das Komma und das Wort .Auswahlkriterien" gestrichen. 

b) Absatz 1 wird wie #olgl geändert: 

aa) In Salz: 1 wird das Wort .,Auswahlverfahrens" durch das Wort .Verfahrens" 

ersetzt 

bb) In Satz 2 werden die Wörter .mit einer angemessenen Frisl für die Einreichung 

von Bewerbungen" gestrichen. 

c) In Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter .und die Auswahl nach Absatz 5 ermög ichen" 

gestrichen. 

d) Absatz 5 wird aufgehoben. 

3. In§ 5 Absatz 4 Satz 1 wird das Wort .Richllinien" durch das Wort .,Auslegungsrichtlinien" 

ersetzt 

4. § 9a Absatz 5 Satz 2 wird 'Wie folgt gefasst 

)-lierbei dient das Glücksspielkollegium den Ländern zur Umsetzung einer 

gemeinschaftlich auszuübenden Aufsicht der jeweiligen obersten 

Glücksspie laufsichtsbehörden.• 

5. § 10a wird 'Wie folgl geändert: 

a) Absatz 1 wird 'Wie folg! geändert: 

aa) In dem bisherigen Satz werden die Wörter .für einen Zeitraum von sieben 

Jahren ab Inkrafttreten des Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrages" 

durch die Wörter .bis zum 30. Juni 2021 " ersetzt 

bb) Es wird folgender Satz angefügt: 

.Im Falle e·ner Fortgellung des Staatsvertrages nach§ 35 Absatz 2 verlängert 

sich die Frisl bis zum 30. Juni 2024." 

b) Absatz 3 wird aufgehoben. 

c) Die Absä1Z8 4 und 5 werden die Absätze 3 und 4. 

6. § 29 Absatz 1 Satz 3 wird aufgehoben. 

2 
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1 Artikel 2: 1 nkrafttreten 

(1) Dieser Staatsvertrag tritt am 1. Januar 2020 in Kraft. Sind bis z.iim 31. Dezember 2019 

nicht alle Ratifikationsurkunden bei der Slaatskanzlei der oder des Vorsitzenden der 

Ministerpräsidentenkonferenz hinterlegt. wird der Staatsvertrag gegenstandslos. 

(2) Die Staatskanzlei der oder des Vorsitzenden der Ministerpräsidentenkonrerenz teil! den 

Ländern die Hinterlegung der Ratifikationsurkunden mit. 

3 

919 



920 Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen - Nr. 27 vom 13. Dezember 2019 

Erläuterungen: 

A. Allgemeines 

1. Ausgangslage 

Der Glücksspielstaatsvertrag sieht seil 1. Juli 2012 die Zulassung privater Anbieter voo 

Sportwetten vor: das staatliche Wettmooopol ist während einer Experimentierphase von 

sieben Jahren suspendiert. Eine Begrenzung des Angebots durnh e ·ne Konlingenlierung 

der Konzessionen isl nach der bisherigen verfassungsgerichtlic:hen Rechtsprechung 

ebenso verfassungsgemäß wie das Konzessionsverfahren mit al>schließender 

Enlscheidung durch das Glücksspielkollegium als Gemeinschaftseinrichhmg aller Länder 

(BayVerfGH, E. v. 25.09.2015: OVG Hamburg, U. v. 22.06.2017, BVerwG, U. v. 

26.1 0.2017). Der Staatsvertrag kann jedoch weiterhin nicht umgesetzt w11rden, weil die 

hessischen Verwaltungsgerichte die Erteilung der Konzessionen bis zu einer zeitlich nicht 

abschälzbaren Entscheidung in der Hauptsache aufgeschoben haben (HessVGH, B. v. 

16.10.2015). 

II. Lösung 

Die Minislerpräsidenlenkonferenz hat mit Beschluss vom 18. Apri l 2019 gemäß § 35 

Absatz 1 Glucksspielstaatsvertrag die Befristung der l:)cperimentierklausel in § 1 Oa 

Glücksspielslaatsve rtrag aufgehoben. Die Erteilung von Konzessionen an Veransta l!er von 

Sportwetten ist insoweit rechtlich nunmehr möglich für die gesamte Geltungsdauer des 

Glückspielstaatsvertrages bis zum 30. Juni 2021. Durch eine hieran anknüpfende 

ergänzende punktuelle Änderung des Staatsvertrages wird das Modell der 

l:)cperimenlierphase weiterenlwickell und Klarheil für die Anbieter und beteiligte Dritte• 

(Zahlungsdienstleister, Medien, Sponvereine und -vemände) geschaffen: zugleich \1/ird 

den Glücksspielaufsichtsbehörden der Weg zur flächendeckenden Untersagung nicht 

erlaubter Angeoote eröffnet.. Damit \1/ird die fonschreitende Erosion des Ordnungsrechts 

beendeL Die dazu notwendigen Änderungen des StaatsVMtrages erschöpfen sich in 

folgenden Punkten: 

• Es wird klargestellt, dass die Experimentierphase für die Geltungsdauer des 

Glückspielstaatsvertrages bis zum 30. Juni 2021 anwendbar ist. 

• Die Kontingentierung der Sportwettkonzessionen wird für die Dauer der 

l:)cperimentierphase aufgehoben. 

• Da e n Auswahlverfahren (§ 4b Absatz 5)> nicht mehr erforderlich ist, sind die auf die 

Durchführung dieses Verfahrens abzielenden Rege ungen anzupassen. 

Bei der Behördenorganisation bleibt es für das Konzessioosvertahren bei der länder­

einheitlichen Enlscheidung. Das ländere·nheitfiche Verfahren vermeidet. ein Nebenei-

4 



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen - Nr. 27 vom 13. Dezember 2019 

nander von 16 Erlaubnissen für jedes einz.elne Lalld. das weder sachgerecht noch den 

Anbietern oder der Öffentlichkeit zu vermitteln wäre. Es erfordert jeweils die Übertragung 

von Aufgaben ulld die Mitwirkung aller Länder an der Entscheidung. 

Das Bundesstaatsprinzip steht dem nichl entgegen. Die bundesstaatliche Garanlie der 

Eigensl.a.attichkeil der Lällder ulld eines Kerrn; eigell8r Aufgaben richtet sictl in erster Linie 

gegen den Bund. Ob sie der staatsvertraglichen Selbstbindung der Länder überhaupt eill8 

Grenze zieht, hat das Bundesverfassungsgericht offen gelassen. Jedenfa ls wird sie duroh 

die Übertragung eines Ausschnittes - wie hier der gl ücksspielaufsichtlichen - Aufgaben 

nictlt berührt (s. BVerfGE 87 , 181, 196 f.). 

Wenn die Konzession für alle Länder gilt, müssen diese sämtlich an der Willensbildung 

beteiligt werden. Anders lässt sich die erforderliche demokratische Legitimatioo für alle 

Länder nicht begründen (BayVerfGH, E. v. 25.09.2015). Diese Konsequenz des 

Demokratieprinzips wird auch in anderen in Staalspraxis und Rechtsprectlung 

aMrkannten Einrichtungen der Länder, wie der NS bzw. der Stiftung ffir 

Hochschulzulassung oder dem Deutschen I nsütut für Bautechnik, nach den gleictlen 

Grundsätzen praktiziert 

Dass durch Staatsvertrag errichtete geme·nschafflictle Einrichtungen der Länder, in de Mn 

mit Mehrheit entschieden wird , weder gegen das Bundesstaats- noctl gegen das 

Demokratieprinzip verstoßen, hal das Bundesverwaltungsgericht bereits vor langem 

entschieden (s. BVerwGE 22, 299, 309 t) und gekllärt, dass dies erst recht gilt, wenn die 

Länder - ohne eine gemeinschaftliche Einrichtung zu errichten • nur die· Behörde eines 

Landes mit der Aufgabenwahrnehmung betrauen, sich dabei aber ein Milwirkungsrectit 

ausbedingen (s. BVerwGE 23. 194, 197; s. a. BVerfGE 90. 60, 104: Eine slaatsvertraglioh 

IH!grü ndete Mehrheitsentscheidung kann mit dem Ziel einer Minderung des Vetopotenlials, 

das in der Einstimmigkeit liegt, begründe! werden; Vedder, lntraföderale Staatsverträge•., 

1996. S. 116, 145 m. w. Nachw.). 

B. Zu den Bestimmungen im EinzelMn 

Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 (§ 4a) 

Durch die Änderung des § 4a Absatz 1 wird klargeste II, dass § 10 Absatz 6 derzeit 

ausschließlich in den Fällen der Experimentierklausel nach§ 10a nicht anwendbar isL Der 

bisherigen offel')8ren Formulierung bedarf es daher n icht 

Durch die Änderung des§ 4a Absatz 2 wird geregelt, dass die Dauer der Konzession zu 

beschränken ist. Dies trägt dem Umstand Rechnung, dass es sich weite.rhin um eine 

zeitlich befristete Experimentierphase handeJL Die Dauer der Konzession ist nicht 

vorgeschrieben. Die Konzession kann daher durch die zuständige Behocde in Ausübung 

ihres pflichtgemäßen Erm.essens auctl für einen kürzeren Zeitraum als bis zum Auslauten 

5 
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der Experimentierklausel erteilt werden. Die Notwendigkeit. die Dauer der KollZ8ssion 

bereits in der Bekanntmac.hung nach§ 4b Ahsalz 1 verbindlich festzulegen., ist durct, den 

Wegfall der Kontingentierung der Sportwettkonzessionen enlfa llen (v,gl. dazu auch die 

Erläuterungen zu § 4b Absatz 1 }. 

§ 4a Absatz 3 wird dahingehend geändert., dass für die Dauer der Experimentierphase 

keine Beschränkung der Zalll der Konzessionen mellr erfolgt Insofern entfällt auch die· 

Notwendigkeit eiAeS Auswahlverfahrens. Das trägt den verwaltungsgeriohtlichen 

Entscheidungen Rechnung, die auf Anträge von Konkurrenten vorbeugend bereits die 

Erteilung von Konzessionen unterbunden und damit eine rechtliche Ordnung des 

Sporlwettenmarktes in absehbarer Zeit unrnöglicll gemacht haben_ Die befristet.e 

Abweichung vom GrundsalZ der Begrenzung der Zahl der Koozessionen ist daher als 

Ausnahme zu verstehen, die dem Verlauf dor Gerichtsverfahren geschuldet ist. Die 

insbesoodere in§ 4a Absatz 4, § 4b Absatz 1 bis 4 und§ 4c normierten Voraussetzungen 

tür die Erteilung der Konzession bleiben ebenso anwelldbar wie die Konzessionspflicht.en 

und aufsichtlichen Befugnisse (s_ v.a_ § 4e)_ 

Zu Nummer 2 (§ 4b} 

In § 4b werden die erforderlichen Folgeänderungen vorgenommen, die dem Umstand 

Rechnung tragen, dass die Anzahl der Konzessionen nicht mehr beschränkt ist, so dass 

keioo Auswahl unter den Bewerbern erfolgen muss_ 

In der Folge entrallt aucll die Erforderlichkeit, eine bestimmte Frist für die Einreichung voo 

Bewerbungen festzulegen_ Dieser bedurfte es bislang , weil zu einem bestimmten Termin 

die Auswahlentscheidung zwisctien mellreren geeigneten Bewerbern nach§ 4b Absatz 5 

der bisherigen Fassung z.u lreffen war. Ein solches Verfallren erfordert die Festlegung 

einer Bewerbungsfrist. Sind die Konzessionen nichi kontingentiert, kann die Bewerbung 

um die Konzession und die Prüfung der Bewerbung hingegen jederzeit - d_h. auch zu 

einem späteren Zeitpunkt - erfolgen. 

An einer (einmaligen)< Bekanntmachung der Möglichkeit, sich um eine Konzession zu 

bewerben, im Amtsblatt der Europäischen Unioo unter Angabe der einzureichenden 

Unterlagen (§ 4b Absatz 1 Satz 2) wird testgellalten, um die Marktteilnehmer über die 

geänderten Bedingungen der Koozessionserte-lung zu informieren. 

Oa es der Durchführung eines Auswahlverfah.rens nichl mellr bedarf, entfällt der bisherige 

§ 4b AhsalZ 5, der die Kriterien für die Durctiführung des Vsrfahrern; vorsah . 

Die bislar19 verwendeten Begriffe wie 0 Konzession", .Bewerbung" und .Bewerber" werden 

aus rein redaktiooe llen Gründen nicht angepasst. um die textlichen Fngriffe am 

bestellenden Staatsvertrag gering z.u lla.lten. In der Saclle handelt es sich in der 

Neufassung um Antragsteller in einem Erlaubnisverfahren_ 

6 
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Zu Nummer 3 (§ 5 Abs.atz 4 Satz 1} 

1 n § 5 Absatz 4 Satz 1 wird klargestellt, dass die WerbEI richttinie als ges.etzesauslegende 

Vorschrift der gerichtlichen Überprüfimg L.mlerlisgt 

Zu Nummer 4 (§ 9a Absatz 5 Salz 2) 

§ 9a Absatz 5 Satz 2 stellt in der neuen Fassung heraus, dass dem Glücksspielkollegium 

als Organ der Exekutive keine Rechl~ungsbefugnisse verliehen werden sollen. 

Zu Nummer 5 (§ 10a) 

In§ 10a Absatz 1 wird die bisher nur in hier nicht erheblichen Teilbereidlen talsächlich 

laufende E:xperimenlierphase bis 30. Juni 2021 erslleckl. Diese Regelung berücksichtigt 

den Beschluss der Min is.terpräsidentenkonferenz, die Befristung der Experimentierklausel 

nach dem bisherigen§ 35Absalz 1 aufzuheben. Aufgrund des vorgenannten Besdllusses 

ist die (bisherige} E.xperimenlierklausel auch über den 30. Juni 2019 hinaus anwendbar 

milder Modifikation, dass die Zahl möglidler Konzessionen nunmehr nichl mehr begrenzt 

ist. 

Die bislang in § 10a Abs.atz 3 festgelegte Höchstzahl der Konzessionen Mrd als 

Konsequenz der Änderung des § 4a Abs.atz 3 ersatzlos gestrichen. 

Zu Nummer 6 (§ 29 Absatz 1 Satz 3) 

Die Übergangsregelung in § 29 Abs.atz 1 Satz 3 ist obsolet geworden und kann daher 

aufgehoben werden. 

Zu Artike l 2 

Artikel 2 regelt das lnkrafnreten zum 1. Januar 2020. Sollten bis dahin nicht alle 

Ratifikalionsurkunden hinterlegt sein, Mrd der Staatsvertrag gegenstandslos. 

7 

923 



924 Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen - Nr. 27 vom 13. Dezember 2019 

FOr das L nd Baden-W0rttemberg •): 

_s1_uttg-=--art ____ ,den J . </, ~ 11 
Unterschrift 

") redaktionelle Anmerkung: 

Die vorstehende Unterschrift bezieht sich auf den von den Reglerungsdleflnnen 
und Regierungschefs der Länder am 1. Marz 2019 beschlossenen und vom MPK­
Vorsitzland mit Schreiben des Che~ der SenatskanzJei vom 21 . März 2019 
übennittelten Text des Dritten Staatsvertrags zur Anderung des Staatsvertrages 
zum GIOcksspielwesen In Deutschland. 
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Für den Freistaat Bayern•): 

Untersctmft 

•) redllktlonelle Anmerkung: 

Die vorstehende Untersctuift bezieht s'ich auf den von den Regierungg.ehefinnen 
und Regierungschef$ der Länder am 1. ärz 2019 beschlossenen und vom MPKs 
Vorsltzlal'l<f mit Schreiben des Chef$ der Senatsltanztei vom 21 . Märi: 2019 
übermitt~lten Text des Dritten staa1svertrags zur Änderung de$ Steatavertras,es 
zum Gltlcksapielwesen In Deutschland. 
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FOr das Land Berlin •): 

-=~~ '-- ,den db. 5, 4<J 

•) redaktionelle Anmerkung: 

Ole vorstehende Unterschrift bezieht sich auf den von den Regierungschefinnen 
und Regierungschefs der Länder am 1. März 2019 besehl0$.$enen und vom MPl<­
Vorsitzland mit Schreiben des Chefs der SenalskanzJel vom 21. Marz 2019 
übermittelten Text des Dritten Staatsvertrags zur Änderung des Staatsvertrages 
zum GIOcksspietwesen in Deutschland. 
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für das Land Brandenburg•); 

ßJ~~, 
terschrift 

•) redaktionelle Anmerkung: 

D vorstehende Unterschrift bezieht sich auf den von den Regierungschefinnen 
und Regierungschefs der Land r am 1. M rz 2019 beschlossenen und vom MPK­
Vot&i1Zland mit Schrei>en des Chefs der Senatskanzlei vom 21 . Marz 2019 
Obermittelten Text des Dritten Staatsvertrags zur Änderung des Staatsvertrag~s 
zum Glücksspielwesen in D utschland. 
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Für die Freie Hansestadt Bremen "): 

~----~--~--- ,den 

•) redakti<>nele Anmerkung: 

Die vorstehende Unterschrift bezieht sich auf den von den Regierungschefinnen 
und Regierunggehefs der Länder am 1. MAI'% 2019 beschlossenen uod vom MPK­
Vorsib:Jand mit Schreiben de$ Chefs der Senatskanzlei vom 21. März 2019 
Obermlttelten Text des Dritten Staatsvertrags zur nderung des Staatsvertrages 
zom GIOcksspielwesen In Deutschland. 
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Fur die Freie und Hansestadt Hamburg•): 

~) teda.ktionelle Anmerkung. 

Die vorstehende Unterschrift bezieht sich auf den von den Regierungschefinnen 
und Reglerun9schefs der Länder am 1. März 2019 beschlossenen und vorn MPK­
Votsitzland mit Schreiben des Chefs der Senatskanzlei 1/0m 21 . März 2019 
übermittelten Text des Dritten Staatsvertrags zur Änderung des Staatsvertrages 
zum GIOcksspielwe n in Deu chland. 
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F0r das Land Hessen •): 

•) redaktione le Anmel1<ung· 

Ole vol'Stehende Unterschrift bezieht sich auf den von den Regierungschefinnen 
und Regierungschef-s der Länder am 1. Marz 2019 beschlossenen und vom MPK­
Vorsitzland mit Schreiben des Chefs der SenatskanzJel vom 21 . März 2019 
0bermittetten Text des Dritten Staatsvertrags zur .Änderung des Staatsvertrages 
zum Glücksspielwesen in Deutschland. 
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FDr das Land Mecklenburg.Vorpommern j : 

6ch IAl'U l'/'1-v ,den U,. ~. ~ 

•> redaktionelle Anmerkung: 

Die vorstehende Untersdlrift bezieht s eh auf den von den Regieru.ngschefinnen 
und Regierungschefs der Länder am 1. März 2019 beschlossenen und vom MPK­
V01$itzland mit Schreiben des Chefs der Senatskanzlei vom 21 . März 2019 
übermittelten Text des Dritten Staatsvertrags zur Änderung des Staatsvertrag s 
zum GIOaksspi lwesen In Deutschland. 
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Für das tarnt Niedersachsen*)· 

•) redaktlonelle Anmerkung: 

Die vorstehende Unterschrift bezieht sich auf den von den Regierungschefinnen 
und Reg rungschefs der Länder am 1. Marz. 2019 beschlossenen und vom MPK­
Vors,tzland mit Schreiben des Chefs der Senats.kanvei vom 21 . März 2019 
übermittelten Text des Dritten Staatsvertrags zur Anderung des Staatsvertrages 
.zum GIOcksspielwesen in Deutschland. 
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Für das Land Nordrhein-Westfalen •): 

Unterschrift 

-, redaktionelle Anmerkung: 

rne vorstehende Unterschrift belieht sich auf den von den Regierungschefinnen 
und Regierungschefs der Länder am 1. Maa 2019 beschlossenen und vom MPK­
Vorsitzland mit Schreiben des Chefs der Senatskanzlei vom 21 . Milrz 2019 
übennittelten Text des Dritten Staatsvertrags zur Anderung des Staalsver1ragff 
zum GIOcks,pfe~sen in Deutschland. 
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For das Land Rheinland-Pfalz "): 

,den C I f'1 ~ 2 I ~ 

") redak ·onePe Anmerkung: 

Die vorstehende Unlerschnft beZJehl sich auf den von den RegierungschefiMen 
und Regierungschefs der L nd r am 1. März 2019 beschlossenen und vom MPK­
Vorsitzl nd m· Schreiben des Chef$ d r Senatskan?lei vom 21 . März 2019 
Oberm,ttelten Text des Ontten S aalsvertrags zur Änderung des Staatsvertrages 
zum Glücksspielwesen in Deutschland. 
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Für das Saarland•): 

,den S,A\-i\ 20A9 /"\At@' 
~nft 

*) redaktionelle Anmerkung: 

Die vorstehende Unte,schrift bezieht sich auf den von den Regierungschefinnen 
und Regierungschefs der Länder am 1 März 2019 beschlossenen und vom MPK­
Vorsrtzland m,t Schreiben des Chefs der Senatskanz:le1 vom 21 Marz 2019 
Oberm,ttelten Text des Dritten Staatsvertrags zur Änderung des Staatsvertrages 
zum GI0cksspielwe.sen in Deutschland. 
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For den Freistaat 5achsen •): 

•> r•ktlonelle Anmertung: 

Die vorstehende Unterlehrlft bezieht sich auf den ...an den Regierungschefinnen 
und Regierungschefs der Linder am 1. Matz 2019 beschlossenen und vom MPK­
Voraltzland mit Schrefben des Chefs der Senatskanzlei vom 21 . Marz 2019 
Oberm ttelten Text des Dritten Staatsvemags zur Änderung des Staatsvettrages 
zum GIOCknpielwasen in Oeulschland. 
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Für das Land Sachsen-Anhalt•): 

'") redaktionelle Anmerkung: 

01 vorstehende Unterschrift be ht sich auf den von den Regierung cheflnnen 
und Regierung chefs der Länder am 1. März 2019 beschlossenen und vom MPK­
Vorsitz nd m Schrelben des Chefs der Senatskanzlei vom 21. März 2019 
0bermil elten Text des Dritten Staatsvertrags zur Änderung d Staatsvertrag s 
zum GI0ck$&pielwesen in Deutschland. 
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For das Land Schteswig-Hof.stein •) : 

,den 

") redaktionelle Anmerkung: 

Die vorstehende Unterschrift bezieht sich auf den von den Regierungscliefinnen 
und Regien.mgschefs der Länder am 1. März. 2D19 besohlossemm und vom MPK­
Vorslttland mit Schreiber, des Chefs der Senatskanzlei, vom 21. März 2019 
Dbermittelten Text des Dritten Staatsvertrags iur Anderung des Staatsvertrnge,s. 
zum Glücksspielwesen in Deutschland . 
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FOr den Freistaat Thüringen •): 

____.f rfa_· v_J-_ .den 

·> redaktionelle Anmerkung : 

Die vorstehende Unterschrift bezieht sich auf den von den Regierungschefinnen 
und Regierungschefs der Länder am 1. März 2019 beschlossenen und vom MPK· 
Vorsitzland m t Schreiben des Chefs der Senatskanzlei vom 21 . März 2019 
Obermittelten Text des Oritten Staatsvertrags zur Anderung des Staatsveruages 
zum GIOcksspielwesen in Deutschland. 
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93 

Vierte Verordnung 
zur Änderung der 

ÖPNV-Pauschalen-Verordnung 
Vom 25. November 2019 

Auf Grund des § 11 Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2 Satz 3 
des Gesetzes über den öffentlichen Personennahverkehr 
in Nordrhein-Westfalen vom 7. März 1995 (GV. NRW. S. 
196), von denen Absatz 1 Satz 3 zuletzt durch Gesetz 
vom 15. Dezember 2016 (GV. NRW. S. 1157) geändert und 
Absatz 2 Satz 2 durch Gesetz vom 4. Dezember 2012 (GV. 
NRW. S. 638) neu gefasst worden ist, verordnet der Mi­
nister für Verkehr im Einvernehmen mit dem für das Ver­
kehrswesen zuständigen Ausschuss des Landtags: 

Artikel 1 

Die ÖPNV-Pauschalen-Verordnung vom 18. Dezember 
2012 (GV. NRW. S. 677), die zuletzt durch Verordnung 
vom 19. Dezember 2016 (GV. NRW. 2017 S . 115) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

l. § 1 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

,, (1) Die Höhe der dem jeweiligen Zweckverband zu­
kommenden Pauschale nach § 11 Absatz 1 Satz 3 des 
Gesetzes über den öffentlichen Personennahverkehr 
in Nordrhein-Westfalen, im Folgenden ÖPNVG NRW 
genannt, vom 7. März 1995 (GV. NRW. S. 196), das zu­
letzt durch Gesetz vom 15. Dezember 2016 (GV. NRW. 
S. 1157) geändert worden ist, beträgt 

im Jahr für den Zweckverband ge~äß für den Zweckverband ge~äß 
§ 5 Absatz 1 Buchstabe a OP- § 5 Absatz 1 Buchstabe b OP-

NVGNRW NVGNRW 

2020 530 393 619,12 Euro 269 161 053,44 Euro 

2021 539 667 428,26 Euro 276 154 114,98 Euro 

2022 549 108 165,97 Euro 283 325 026 ,57 Euro 

2023 558 718 836,95 Euro 289 549 866,09 Euro 

2024 568 502 500,02 Euro 295 910 497,84 Euro 

2025 578 462 269,02 Euro 302 409 872, 74 Euro 

2026 588 601 313,86 Euro 309 051 005 , 75 Euro 

2027 598 922 861,51 Euro 315 592 066,67 Euro 

2028 609 430 197,02 Euro 322 270 917,97 Euro 

2029 620 126 664,56 Euro 329 090 453,95 Euro 

2030 631 015 668,52 Euro 336 053 629,66 Euro 

2031 642 100 674,56 Euro 343 163 462,16 Euro 

2032 653 385 210,70 Euro 349 340 404,49 Euro 

2. § 3 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 3 
Verteilung der ÖPNV-Pauschale 

Die ÖPNV-Pauschale nach § 11 Absatz 2 ÖPNVG 
NRW wird wie folgt verteilt: 

Pauschalenempfänger Betrag 

Ennepe-Ruhr-Kreis 2 028 619 ,90 Euro 

Hochsauerlandkreis 1 386 100,61 Euro 

Kreis Borken 875 123 ,03 Euro 

Kreis Coesfeld 741 494,90 Euro 

Kreis Düren 1 003 886,46 Euro 

Kreis Euskirchen 673 729,46 Euro 

Kreis Gütersloh 888 856,82 Euro 

Kreis Heinsberg 1 009 339,36 Euro 

für den Zweckverband ·ge~äß 
§ 5 Absatz 1 Buchstabe c OP-

NVGNRW 

367 066 339,44 Euro 

375 059 876,38 Euro 

383 230 839,66 Euro 

390 855 020 ,12 Euro 

398 631 760,04 Euro 

406 564 132 ,46 Euro 

414 655 272,77 Euro 

422 750 324,04 Euro 

431 004 026,57 Euro 

439 419 503,31 Euro 

447 999 939 ,02 Euro 

456 748 581,44 Euro 

464 970 055 ,92 Euro 
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